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Ratschlag 
 
 
 
 

Änderung des kantonalen Gesetzes über die Berufsbildung 
vom 12. September 2007 (420.200) 
 
 
 
sowie Beantwortung  
 
 
Anzug Rolf Häring und Konsorten betreffend  die Schaffung eines kantonalen Berufsbil-
dungsfonds 
 
 
Motion Andreas Burckhardt und Konsorten für eine Entlastung der Lehrbetriebe in Basel 
durch Erhöhung der Kantonsbeiträge an die überbetrieblichen Kurse auf das Beitragsniveau 
des Kantons Basel-Landschaft 
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1. Ausgangslage 
Der Regierungsrat hat mit Beschluss vom 10. Februar 2009 (Nr. 09/05/3+3.1) den Bericht 
zur Kantonalen Initiative „Für ein ausreichendes Berufsbildungsangebot (Lehrstelleninitiati-
ve)“ (P071399) sowie zum Anzug Rolf Häring und Konsorten betreffend die Schaffung eines 
kantonalen Berufsbildungsfonds (P058395) dem Grossen Rat weitergeleitet. Er beantragte 
dem Grossen Rat, die Initiative nicht auszuformulieren und dem Volk ohne Gegenvorschlag 
mit Empfehlung auf Ablehnung vorzulegen. Den Anzug Rolf Häring solle der Grosse Rat als 
erledigt abschreiben. Der Grosse Rat hat am 11. März 2009 das Geschäft der Bildungs- und 
Kulturkommission (BKK) überwiesen (Beschluss Nr. 09/11/2.10G). 
 
Materiell geht es bei der Initiative und beim Anzug um das Gleiche, nämlich die Schaffung 
eines kantonalen Berufsbildungsfonds. Er soll durch eine neu einzuführende Abgabe geäuf-
net werden, welche diejenigen Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber zu leisten hätten, welche 
mehr als fünf Angestellte beschäftigen und keine Lehrstellen anbieten. 
 
Ebenfalls am 10. Februar 2009 hat der Regierungsrat positiv zur Motion Andreas Burckhardt 
und Konsorten für eine Entlastung der Lehrbetriebe in Basel durch Erhöhung der Kantons-
beiträge an die überbetrieblichen Kurse auf das Beitragsniveau des Kantons Basel-
Landschaft (P085261) Stellung genommen (RRB Nr. 09/05/4). Die Motion verlangt eine Er-
höhung der Kantonsbeiträge an die Kosten der überbetrieblichen Kurse im selben Ausmass, 
wie es der Landrat des Kantons Basel-Landschaft im September 2008 beschlossen hat (Ver-
doppelung der Beitragssätze gemäss Berufsfachschulvereinbarung der EDK). Der Regie-
rungsrat hat bei seinem Beschluss die Förderung der Ausbildungsbereitschaft der Lehrbe-
triebe durch eine weitergehende finanzielle Entlastung, das im Jahr 2006 beschlossene Ge-
samtkonzept zur Verminderung der Jugendarbeitslosigkeit (umfasst Massnahmen zur För-
derung des Lehrstellenangebots) sowie die hängige Lehrstelleninitiative in Erwägung gezo-
gen. Aufgrund dieser Erwägungen ist der Regierungsrat bereit, auch die Kosten für Material 
und Raummieten bei der Durchführung der Lehrabschlussprüfungen aus öffentlichen Mitteln 
zu finanzieren und die Lehrbetriebe entsprechend zu entlasten. 
 
Der Regierungsrat lehnt die Initiative „für ein ausreichendes Berufsbildungsangebot (Lehr-
stelleninitiative)“ ab, da er die Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort Basel-Stadt für 
schädlich hält, und legt einen Gegenvorschlag vor. Die gesetzliche Verankerung erhöhter 
Berufsbildungssubventionen soll zusammen mit weiteren Änderungen des Berufsbildungs-
gesetzes die Initianten dazu bewegen, ihre Lehrstelleninitiative zurückzuziehen. 
 
Die BKK hat nach Anhörung der Initianten unter Mitwirkung der für die Berufsbildung im Er-
ziehungsdepartement Zuständigen am 30. April 2009 einen Vorschlag für eine Änderung 
des Berufsbildungsgesetzes vom 12. September 2007 beschlossen. Er geht auf die Anlie-
gen der Initianten weitgehend ein. Der Regierungsrat nimmt im vorliegenden Ratschlag die-
se Änderungsvorschläge auf. Die vorgeschlagene Gesetzesänderung soll den Initianten die 
Möglichkeit eröffnen, ihre Initiative zurückzuziehen. 
 
Der Grosse Rat hat das Geschäft Kantonale Initiative „Für ein ausreichendes Berufsbil-
dungsangebot (Lehrstelleninitiative)“ (P071399) an den Regierungsrat zurückgewiesen. Da-
mit ist der Weg frei für die Beratung des vorliegenden Ratschlags und die Beschlussfas-
sung. 
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2. Zu den Änderungsvorschlägen 

2.1 Ergänzung von § 26 Lehraufsicht 
Der vorgeschlagene neue Absatz 2bis hebt eine Aufgabe hervor und schreibt sie fest, wel-
che die Fachstelle Lehraufsicht der Abteilung Berufsberatung, Berufs- und Erwachsenenbil-
dung (BBE) in ihrem Pflichtenheft hat. Die BBE ist die zuständige Verwaltungsabteilung für 
die Erteilung der Bildungsbewilligungen an Nichtlehrbetriebe. Damit verbunden ist eine Bera-
tungsfunktion, welche die Lehraufsicht zusammen mit den Fachexpertinnen und Fachexper-
ten der betreffenden Berufe wahrnimmt. 

2.2 Neuer Abschnitt Lehrstellenförderung 
In einem neuen Abschnitt Lehrstellenförderung wird in den vorgeschlagenen §§ 40a-40e in 
generellen Begriffen das festgeschrieben, was der Kanton in den vergangenen 15 Jahren 
auf dem Gebiet der direkten und indirekten Lehrstellenförderung geleistet hat und weiter zu 
leisten bereit ist. Mit der gesetzlichen Verankerung wird gewährleistet, dass dies auch ge-
schieht. Wichtig ist die Einbettung in den Rahmen des Gesamtkonzepts des Regierungsrats 
zur Senkung der Jugendarbeitslosigkeit. Damit sind die interdepartementale Zusammenar-
beit und die Koordination der Massnahmen sichergestellt. 
 
Bei der in § 40b erwähnten Fachstelle handelt es sich um eine bestehende Funktion und 
Stelle in der Abteilung BBE des Erziehungsdepartements. Die Präzisierung des Auftrags mit 
Fokussierung auf die Schulabgängerinnen und Schulabgänger aus Basler Schulen ist ge-
rechtfertigt, da ein wesentlicher Teil dieser Zielgruppe auf dem attraktiven und hart um-
kämpften städtischen Lehrstellenmarkt Schwierigkeiten hat und ein grosser Teil der Förder-
mittel entweder aus dem kantonalen Fonds zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit (Krisen-
fonds) oder aus den Verwaltungsbudgets stammen. 
 
§ 40c Absatz 1 schreibt bestehende Fördermassnahmen fest und eröffnet Felder für neue. 
 
Absatz 2 ist den schon bisher durchgeführten kantonalen Lehrstellenkampagnen gewidmet. 
Die Durchführung einer Kampagne zur Verbesserung des Lehrstellenangebots wird an den 
Verlauf der Lehrvertragsabschlüsse im Durchschnitt einer Vierjahresperiode gebunden. 
Stagnieren sie oder nehmen sie ab, ist eine Förderkampagne angezeigt unter der Voraus-
setzung, dass auch die demografische Entwicklung zu einer Verschlechterung des Lehrstel-
lenmarktes beiträgt oder der Anteil der Lehrvertragsabschlüsse durch Jugendliche mit 
Wohnsitz in Basel-Stadt sinkt. Ebenso ist die Entwicklung der einzelnen Wirtschaftsbran-
chen zu berücksichtigen. 
 
Absatz 3 gewährleistet die notwendige Flexibilität im Bereich der Lehrstellenförderung. 
 
In § 40d wird die schon bisher gepflegte Zusammenarbeit der zuständigen Verwaltungsab-
teilung mit den Bildungspartnern im öffentlichen und privaten Sektor festgeschrieben. 
 
§ 40e erhöht zusätzlich die Verbindlichkeit, indem der Regierungsrat zur jährlichen Bericht-
erstattung an den Grossen Rat verpflichtet wird. 
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2.3 Ergänzung von § 45 Kantonssubventionen 
In den vorgeschlagenen neuen Absätzen 1bis und 1ter wird das festgeschrieben, was der 
Regierungsrat in seinem Bericht zur Motion Andreas Burckhardt und Konsorten für eine Ent-
lastung der Lehrbetriebe in Basel durch Erhöhung der Kantonsbeiträge an die überbetriebli-
chen Kurse auf das Beitragsniveau des Kantons Basel-Landschaft (P085261) dem Grossen 
Rat in Aussicht gestellt hat (RRB Nr. 09/05/4 vom 10. Februar 2009). 

3. Finanzielle Auswirkungen 
Die Ergänzung von § 26 Lehraufsicht sowie die vorgeschlagenen neuen §§ 40a-40e betref-
fend Lehrstellenförderung bewirken keinen finanziellen Mehraufwand. Zur Erhöhung der 
jährlichen Kantonssubventionen (§ 45) im Umfang von CHF 1,3 Mio. hat sich der Regie-
rungsrat anlässlich der Stellungnahme zur Motion Andreas Burckhardt bereits positiv geäus-
sert (vgl. Abschnitt 2.3). 

4. Antrag 
Das Finanzdepartement hat den vorliegenden Ratschlag gemäss § 55 des Gesetzes über 
den kantonalen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz) vom 16. April 1997 überprüft. 
 
Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragt der Regierungsrat dem Grossen 
Rat, den nachstehenden Entwurf für eine Änderung des Gesetzes über die Berufsbildung 
anzunehmen und den Anzug Rolf Häring und Konsorten betreffend die Schaffung eines kan-
tonalen Berufsbildungsfonds (P058395) sowie die Motion Andreas Burckhardt und Konsor-
ten für eine Entlastung der Lehrbetriebe in Basel durch Erhöhung der Kantonsbeiträge an 
die überbetrieblichen Kurse auf das Beitragsniveau des Kantons Basel-Landschaft 
(P085261) als erledigt abzuschreiben. 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

     
  
Dr. Guy Morin Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Präsident Staatsschreiberin 
 
 
 
 
Beilage 
Synopse geltendes Recht / neues Recht 


